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S E I T E 1

Zwölf Jahre ist es her, da erhielt die Europäische UnionEuropäische Union (EU) 
für ihre Verdienste für die Demokratie und Menschenrechte 
den Friedensnobelpreis. Seit mehr als 65 Jahren sichert die-
ser Staatenverbund den Frieden. Nach der Katastrophe zweier 
Weltkriege hatte man eine gemeinsame Wirtschaftszone und 
Währung geschaffen, dazu ein gemeinsames Parlament und eine 
gemeinsame Gesetzgebung. Die damals neuen Ziele der euro-
päischen Länder – Frieden, Wohlstand, Sicherheit – sind noch 
immer die Grundpfeiler, auf denen die 27 Mitgliedstaaten ihre 
Gemeinschaft bauen. Die Bewältigung der Klimakrise ist eine der 
größten Herausforderungen für den Erhalt dieser Grundpfeiler.

2023 war das wärmste jemals aufgezeichnete Jahr, ein Rekordwert, 
dem Jahre mit Überflutungen, Dürren und Waldbränden in Europa 
vorausgingen. Laut einer Hochrechnung der European Environment 
Agency (EEA) starben in den letzten vier Jahrzehnten zwischen 
85.000 und 145.000 Menschen in der EU durch Extremwetter. Die 
finanziellen Verluste durch klimabedingte Extremereignisse zwi-
schen 1980 und 2022 werden auf 650 Milliarden Euro geschätzt, 
davon 52,3 Milliarden Euro allein im Jahr 2022. Nach einer Umfra-
ge der Europäischen Kommission im Frühjahr 2023 sind in allen 
EU-Mitgliedstaaten die meisten Befragten der Meinung, dass der 

Klimawandel ein sehr ernstes Problem darstellt (Abb. A). Bei der 
Bewältigung des Klimawandels sieht die Mehrheit der Menschen 
die EU, die nationalen Regierungen sowie Wirtschaft und Industrie 
in der Verantwortung. 

HISTORISCHES KLIMA-URTEIL
In einem wegweisenden Urteilsspruch stellte der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte im April 2024 klar: Klimaschutz ist 
Menschenrecht. Unterlässt ein Staat – hier die beklagte Schweiz 
– hinreichende rechtliche Vorkehrungen gegen die fortschreitende 
Erderwärmung, verletzt er das Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens, was in Artikel 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention garantiert wird. Recht bekam der Verein Klima-
Seniorinnen, in dem sich 2000 Schweizer Seniorinnen zusam-
mengeschlossen hatten. Das Urteil gilt zwar nur für die Schweiz, 
hat aber Strahlkraft für alle Mitgliedsländer des Europarats, einer 
internationalen Organisation, der auch alle EU-Länder angehören. 
Erstmals hat ein europäisches Gericht eine staatliche Pflicht für 
eine nachhaltige Umweltpolitik formuliert, gerade zum Schutz der 
jungen Generation. Und diese ist aufgerufen, die Umweltpolitik mit-
zugestalten: Für die Europawahl im Juni 2024 wurde das Wahlalter 
in Belgien, Deutschland, Malta und Österreich auf 16 Jahre gesenkt.   

Europa auf dem grünen Weg – 
Umweltpolitik im Wandel
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S E I T E 2

DER GRÜNE DEAL: EIN PAKT FÜR DIE UMWELT
Seit den 1970er-Jahren gab es in der Europäischen Gemeinschaft 
(EG) und ihren Nachfolgern eine Umweltpolitik. Mit dem Vertrag 
von Amsterdam 1997/99 wurde der Umweltschutz als ein Integra
tionsprinzip verankert. Das heißt, dass Umweltfragen stets in andere 
Politikfelder miteinbezogen werden müssen. Die Bekämpfung des 
Klimawandels wurde zudem mit dem Vertrag von Lissabon 2009 
als spezifisches Ziel benannt; er ermöglicht der EU, internationale 
Abkommen zu schließen. Ein weiterer Meilenstein war das Pari-
ser Abkommen, in dem sich 2015 insgesamt 195 Staaten inklu-
sive der EU darauf einigten, die globale Erwärmung auf deutlich 
unter zwei Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit zu be-
grenzen. Darüber hinaus legte die Europäische Kommission 2019 
unter der Führung von Ursula von der Leyen den europäischen  
Grünen Deal vor, mit dem der Übergang zu einer ressourceneffizien-
ten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft geschaffen werden soll. Im 
Mai 2023 wurde der Deal offiziell verabschiedet. Hauptziel ist, die EU 
bis 2050 klimaneutral zu machen. Geplant sind erhebliche Emissions
senkungen (Fit For 55 - Gesetzespaket), der Ausbau nachhaltiger 
Energien und sauberer Technologien (Netto-Null-Industriegesetz), 
die Bepreisung von Kohlenstoff (Reform des Emissionshandels) 
sowie ein emissionsfreier Gebäudeneubau. Zudem sollen das  
Lebensmittelsystem nachhaltig gestaltet, Naturschutzmaßnahmen 
ergriffen, die Biodiversität gefördert, Ökosysteme renaturiert und 
nachhaltige Mobilität gefördert werden (Abb. B). Um dies umzuset-
zen, werden bestehende EU-Rechtsvorschriften überarbeitet sowie 
Mittel in Milliardenhöhe für grüne EU-Fonds mobilisiert. Im Juli 2021 
wurden die Ziele durch das Europäische Klimagesetz festgelegt. 
Alle fünf Jahre ist eine Fortschrittsanalyse vorgesehen.

Doch läuft die Umsetzung der Pläne nicht reibungslos. Das ist 
nicht überraschend, denn die im Rat vertretenen Regierungen der 
Mitgliedsstaaten und das Europäische Parlament müssen für je-
des dieser oft sehr detaillierten Gesetze einen Kompromisstext 
aushandeln. Dieser muss anschließend in Rat und Parlament eine 
Mehrheit finden. Zwar einigten sich Rat und Parlament beispiels-
weise über die Netto-Null-Industrie-Verordnung. Unter dem Ein-
druck von Protesten aus der Landwirtschaft und dem beginnenden 
Europa-Wahlkampf ruderte die Kommission jedoch bei einigen 
Gesetzesprojekten zurück, um „Polarisierung“ zu vermeiden: Mit 
dieser Begründung zog sie das geplante Pestizidgesetz zurück – 
nach Ablehnung aus dem Europäischen Parlament. Auch fertig 
ausgehandelte Kompromisse sind keine Garantie für endgültige 
Verabschiedung. So zogen im März 2024 einige Mitgliedsstaaten 
ihre Zustimmung zum Renaturierungsgesetz zurück. Die Präsi-
dentschaft stellte es im Rat nicht einmal mehr zur Abstimmung. 
Regierungen und Parlament reagieren auf Sorgen, dass eine grund-
legende Transition den Wettbewerb beeinflussen und für einige 
Branchen und Regionen Nachteile bedeuten wird. Der grüne Deal 
hatte von vornherein versucht, diesem Einwand zu begegnen. Sein 
Ziel ist, Gerechtigkeits- und Nachhaltigkeitsfragen zusammen zu 
denken (Just Transition Mechanism): Diejenigen, die vom Umbau 
der Industrie negativ betroffen sind, sollen stärker bedacht werden. 

„Es ist das erste Mal, dass Umwelt und Wirtschaft gemeinsam 
nachhaltig geplant werden”, erklärt Jan-Henrik Meyer. Er forscht 
am Max-Planck-Institut für Rechtsgeschichte und Rechtstheorie zu 
Politik, Recht und Geschichte der Europäischen Integration sowie 
Umweltgeschichte. Für ihn ist der Grüne Deal ein „sehr ambitioniertes 
Programm”. In seiner Forschung beschäftigt sich Meyer vor allem 
mit den 1970er- und 1980er-Jahren, einer Zeit, in der Umweltthemen 
das erste Mal auf die politische Agenda der EG gehoben wurden: „Die 
Motivation war eine ähnliche wie heute: Nämlich dieses grenzüber-
schreitende Problem übernational anzugehen und damit zu zeigen, 
dass Europa einen Mehrwert hat.” Doch wie wurde die Umwelt zu 
einem zentralen politischen Thema in Europa? Und wie entwickelte 
sich die Umweltpolitik der EU?

DIE 1970ER-JAHRE:  
WIEGE DER EUROPÄISCHEN UMWELTPOLITIK 

In den 1950er- und 1960er-Jahren konzentrierte sich die Politik vor 
allem auf den Aufbau der Wirtschaft: Der Ausbau der Industrie, die 
technischen Veränderungen und die chemische Revolution führten 
zu Wohlstandsgewinn, aber auch zu stärkerer Umweltverschmut-
zung. Ende der 1960er-Jahre erregte die Wasserverschmutzung 
die öffentliche Aufmerksamkeit, ab Ende der 1970er-Jahre war es 
das Waldsterben, verursacht durch Luftverschmutzung. Seit den 
1990er-Jahren wurden der Verlust von Biodiversität und der Klima-
wandel zu zentralen Themen. 

Prägend für den Umweltfokus der EU waren vor allem die sozialen 
Bewegungen der 1970er-Jahre. Aus ihnen entstand eine neue Um-
weltbewegung. Besonders das Medieninteresse an Umweltskandalen 
gaben dem Umweltschutz einen starken Vorschub. Ein Beispiel ist 
die Verschmutzung des Rheins durch Fäkalien sowie Abwässer aus 
der chemischen Industrie und der Schifffahrt. Da der Fluss kultur
historisch eine große Bedeutung in Europa hat und mehrere Länder 
der damaligen EG durchfließt (Deutschland, Frankreich und die Nie-
derlande), symbolisierte er ein „gemeinsames Gewässer”, von dessen 
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ABB. A: EUROPAWEITES MEINUNGSBILD

Die Befragten sollten auf einer Skala von 1 bis 10 angeben, wie 
gravierend sie den Klimawandel im Moment einschätzen. Mehr 
als drei Viertel der Menschen sehen im Klimawandel ein sehr 
ernstes Problem (Bewertung 7-10). Dieser Anteil ist seit April 
2019 relativ stabil geblieben.

77%

16%

7%

sehr ernstes Problem (7-10)

ziemlich ernstes Problem (5-6)

kein ernstes Problem (1-4)
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Sauberkeit alle profitieren. „Der Skandal wurde von niederländi-
schen Abgeordneten aufgegriffen, die forderten, dass man auf 
europäischer Ebene zusammenarbeiten muss”, erklärt Meyer. 
Sie nutzten die öffentliche Aufmerksamkeit und schlossen sich 
überparteilich zusammen. Das Europäische Parlament und der 
zuständige Ausschuss verfassten einen Bericht und lieferten 
rechtliche Grundlagen gegen die Wasserverschmutzung. In 
dieser Zeit wurde auch das sogenannte Verursacherprinzip 
(Polluter Pays Principle) entworfen, wonach die Verursacher 
für die Kosten von Umweltschäden aufkommen müssen. Im 
Reformvertrag der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986 
wurde Umweltpolitik formal als Aufgabengebiet der EG definiert. 
Allerdings waren bereits seit den 1970er-Jahren verschiedene 
Umweltrichtlinien erlassen worden.

EUROPA ALS VORREITER IN DER UMWELTPOLITIK
Das Europäische Parlament war seit  den späten 1960er-Jahren 
sehr empfänglich für die von Medien und Umweltbewegung 
vorgebrachten Sorgen um die Umwelt und forderte die EG zum 
Handeln auf. Um Umweltprobleme gezielt zu adressieren, wur-
den bereits existierende Politikbereiche genutzt und sukzessive 
ausgeweitet. Politiker aus dem Ausschuss für Soziales und 
Öffentliche Gesundheit setzten Umweltfragen auf die euro-
päische Agenda. “Viele denken, erst mit den Neunzigerjahren 
hätte der Umweltschutz in Europa Fahrt aufgenommen. Aber 
Verbraucher- und Umweltschutzvorschriften wurden geschaf-
fen, als Europa noch nicht so stark integriert war. Viele Gesetze 
wurden damals bereits verabschiedet”, so Meyer.

In den 1970er-Jahren gab es zwar erste, vereinzelte Warnungen vor 
dem Klimawandel. Es waren aber vor allem die offensichtlichen Pro-
bleme von Luft- und Wasserverschmutzung und der zunehmende 
Müll, die zunächst im Vordergrund der europäischen Gesetzesiniti-
ativen standen. Umweltpolitik sollte vor allem die „Lebensqualität” 
der Bürgerinnen und Bürger erhöhen – ein Begriff, der zu einem 
neuen zentralen Schlagwort wurde. Besonders der Kommissar für 
Industrie, Altiero Spinelli, einer der Gründerväter der europäischen 
Idee, erarbeitete Vorschläge für Umwelt- und Verbraucherpolitik 
als Teil der Sozialpolitik. 1972 fand ein Gipfel in Paris statt, bei dem 
Umwelt- und Verbraucherschutzpolitik eingeführt wurden. Stark 
verarbeitete Lebensmittel beispielsweise erforderten ein hohes Maß 
an Kontrolle und Reglementierungen. Mit dem Verbraucherschutz 
sollte die Gesundheit der Bevölkerung geschützt und darüber hinaus 
die EG gestärkt werden. „Dieses Zusammenspiel war letztlich für 
die europäische Integration selbst wichtig: Sich für die Verbraucher 
einzusetzen, eröffnete der Europäischen Gemeinschaft die Chance, 
sich ihres Rufes als ,technokratischer Elitenverein‘ zu entledigen 
und den Mehrwert europäischer Politik unter Beweis zu stellen“, 
betont Meyer.

EIN ALTER STREIT: KERNENERGIE
Der Umweltschutz war in den 1960er- und 1970er-Jahren noch 
kein festes parteipolitisches Thema. Von den französischen oder 
italienischen Kommunisten bis zu den Christdemokraten und Kon-
servativen fanden sich Vertreter, die Umweltfragen auf ihre individu-
elle Agenda setzten und teils überparteilich zusammenarbeiteten. 
Dies änderte sich erst in den 1980er-Jahren, als in verschiedenen 
Mitgliedsstaaten eine neue Partei auf den Plan trat: die Grünen, die 
Umwelt zu ihrem Markenkern machte. 

Die Partei war entstanden aus den Auseinandersetzungen zur wich-
tigsten Streitfrage in der Umweltpolitik der 1970er-Jahre: Wie um-
gehen mit der Kernenergie, die neben Kohle und Erdöl die damals 
einzig verfügbare Energiequelle war? „Eine Energieinfrastruktur auf-
zubauen, dauert Jahrzehnte. Daher haben die energiepolitischen 
Entscheidungen der 1970er-Jahre bis heute Auswirkungen“, erklärt 
Meyer. „Die Hoffnung war, dass Atomenergie eine saubere, günsti-
ge Energie liefert und somit einen Ausstieg aus der Kohleenergie 
ermöglicht. Die Probleme mit der Entsorgung und der Proliferation 
sind dabei heute genauso wenig geklärt wie damals.“ Bereits in den 
späten 1970er-Jahren gab es auch in der EG Förderprogramme für 
erneuerbare Energien. Allerdings haben anfängliche technische 
Schwierigkeiten und die Skepsis, ob Wind und Sonnenergie in Eu-
ropa je wirtschaftlich sein könnten, und nicht zuletzt der Verfall der 
Ölpreise in den 1980er-Jahren dazu geführt, dass nicht maßgeblich 
in die erneuerbaren Energien investiert wurde. 

Heute ist die Kernenergie-Frage auch im Rahmen des Grünen Deals 
relevant. Einige Länder sehen Atomkraftwerke als effektives Mittel, 
den CO2-Ausstoß zu senken, weil sie im Betrieb kaum Treibhausgase 
produzieren. Im Jahr 2023 wurde nach längerer Auseinandersetzung 
Atomenergie als notwendig für den Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft erklärt (EU-Taxonomie-Verordnung). Trotz der Bedenken 
über die ungelöste Atommüll-Frage und die Umweltschäden durch 
Uranabbau fand im März 2024 in Brüssel ein Kernenergie-Gipfel 
statt, bei dem sich ein Bündnis aus 30 Staaten  für den Erhalt und 
Ausbau der Atomkraft aussprachen. Allen voran die Atommacht 
Frankreich, aber auch Tschechien, die Slowakei, Belgien und die 
Niederlande setzen auf die Kernenergie, gefolgt von Schweden, das 
zwar erneuerbare Energien, aber auch einen starken Atomsektor hat. 
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ABB. B: KLIMANEUTRALER KONTINENT

Der europäische Grüne Deal ist ein ambitioniertes umweltpolitisches 
Konzept, das die europäische Wirtschaft nachhaltig reformieren will, 
damit bis zum Jahr 2050 die Klimaneutralität erreicht wird.
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Vorreiter in Sachen erneuerbare Energien sind Finnland, Lettland, 
Dänemark und Österreich. Europa bleibt sich in der Energiefrage 
bis heute uneinig.

UMWELTPOLITIK: NACHHALTIG UND EFFEKTIV? 
Mit dem Maastrichter Vertrag 1992 erhielt das Europäische Parla-
ment mehr Macht: Es wurde erstmals (fast) gleichberechtigt mit den 
im Rat vertretenen Mitgliedsstaaten an der Gesetzgebung beteiligt. 
Die Umweltpolitik rückte jedoch zeitweise in den Hintergrund: Die EU 
bereitete sich auf die Währungsunion vor, die Staatshaushalte soll-
ten in Ordnung gebracht, und Länder in Ost- und in Mitteleuropa sta-
bilisiert werden. Manche Umweltgesetze wurden in den folgenden 
Jahren entschärft. Der Versuch der Kommission in 1990er-Jahren, 
Umweltpolitik als Querschnittsthema in andere Politikbereiche zu 
integrieren, sei gescheitert, so Meyer, weil diese andere Prioritäten 
gehabt hätten. Zudem könne die Kommission nur bis zu einem ge-
wissen Grad zwingende Vorgaben machen. Es sei daher weiterhin 
notwendig, dass die Mitgliedstaaten von sich aus an einem Strang 
ziehen. Denn Umweltrecht werde meist nicht über Verordnungen, 
sondern über Richtlinien durchgesetzt. „Die Mitgliedstaaten haben 
mehrere Jahre Zeit, Richtlinien in nationales Recht umzusetzen. 
Dabei wird ihnen sehr viel Freiraum gelassen. Die nationalen Par-
lamente können abstimmen, ob bestehende Gesetze ausreichen 
oder angepasst werden müssen. Wie die Umsetzung überprüft wird, 
bleibt oft unklar”, erklärt Meyer. Für ihn ist es daher essenziell, dass 
es bereits im Gesetzgebungsprozess einen größtmöglichen Kon-
sens zwischen den EU-Staaten gibt. 

Dass die Umweltpolitik in Europa 
heute einen größeren Stellenwert hat,  
resultiert aus zahlreichen Umwelt
skandalen und einem jahrzehnte-
langen Zusammenspiel von Wissen-
schaft, engagierten Abgeordneten 
und einer integrierten Politik. Warum 
kam es aber erst jetzt, gut 50 Jahre 
später, zu einem Konzept wie dem 
Grünen Deal? „Der Klimawandel ist 
durch die Waldbrände und das Ex
tremwetter spür- und sichtbarer ge-
worden. Auch die Proteste von Fridays 
for Future (Abb. C) spielten eine Rol-
le. Beides hat ein Möglichkeitsfenster 
für den Grünen Deal geschaffen”, so 
Meyer. „Dieses könnte sich aber auch 

wieder schließen, wenn euroskeptische und rechtspopulistische 
Parteien erstarken.“ Für den Forscher ist es eine große Errungen-
schaft, dass das Umweltthema so umfassend auf europäischer Ebe-
ne verhandelt wird: „Die EU hat eine gute Mittlerposition zwischen 
idealistischer internationaler und pragmatischer nationaler Politik.” 
Sie kann Richtlinien für einen Markt gestalten, der einer der größten 
Volkswirtschaften der Welt bildet, Standards setzen, und damit ein 
Vorbild für die internationale Umweltpolitik sein.
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Hier f inden Sie Hintergrundinformationen und Materialien für den  
Unterricht zu den Ausgaben von BIOMA X ,  GEOMA X  und TECHMA X .  
Weitere Exemplare können Sie auf der Website kostenfrei bestellen.

CC-Lizenztexte finden Sie unter https://creativecommons.org/licenses und  
im Detail bei den einzelnen Heften auf der Website www.max-wissen.de.

    
der Link zur Forschung  

für Lernende und Lehrkräfte

www.max-wissen.de

Schlüsselbegriffe  
Europäisches Klimagesetz, Europäische Union, Grüner 
Deal, Kernenergie , Klimaschutz, Klimawandel, Umwelt-
politik, Umweltrecht, Verbraucherschutz, Verursacher-
prinzip

Link-Tipps  
  Eurobarometer-Umfrage zum Klimawandel  
(Nr. 538, 2023) 
www.mpg.de/g291

  Grüner Deal 
www.mpg.de/g292

  Unterrichtsmaterial EU-Umweltpolitik 
www.mpg.de/g293

Audio-Tipp  
  Europa – von Krisen und Chancen 

www.mpg.de/g294 > QR

  ABB. C:  FRIDAYS FOR FUTURE BEWEGUNG

Was die junge Bewegung seit 2018 
fordert, klärte der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte im 
April 2024: Klimaschutz ist Staats-
aufgabe, Nachlässigkeit verletzt 
Menschenrechte.
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